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TTIP-Transparenzinitiative der EU-
Kommission: Demokratie und 
Transparenz sehen anders aus  
 

Am 25. November 2014 hat die neue EU-Kommission Schritte für mehr Transparenz bei den 
Verhandlungen zum TTIP-Abkommen und die Veröffentlichung neuer TTIP-Dokumente 
angekündigt. Die Kommission will ab dem 1. Dezember alle Termine im Internet veröffentlichen. 
Auch zu  den Verhandlungen zum Freihandelsabkommen TTIP zwischen den USA und der EU 
soll es mehr Transparenz geben. Details verrät sie allerdings nicht. "Wir können die bestmögliche 
Arbeit leisten, aber sie taugt nichts, wenn wir die Unterstützung und das Vertrauen der Menschen, 
für die wir  arbeiten, nicht gewinnen können", so EU-Kommissionspräsident  Jean-Claude Juncker. 
Er und die Kommission hätten nichts zu verbergen.  
 
Die für das TTIP zuständige Schwedin Cecilia Malmström verkündete, dass  es darum gehe, "die 
Öffentlichkeit genau und umfassend über die Absichten der EU bei den Verhandlungen zu 
informieren, auf ihre Bedenken einzugehen und Fehleinschätzungen zu berichtigen." Künftig  
sollen alle EU-Abgeordneten vertrauliche Verhandlungsdokumente einsehen können. Auch die 
Bürger würden mehr Dokumente zur Einsicht bekommen, hieß es. Welche Dokumente weiterhin 
unter Verschluss bleiben und nach welchen Kriterien die Akteneinsicht eröffnet wird, geht aus den  
veröffentlichten Ankündigungen jedoch nicht hervor.  
 
Demokratie-Expertin Ulrike von Wiesenau kommentiert: „Die  'TTIP-Transparenzinitiative' der 
neuen EU-Kommission ist die Antwort auf den massiven Druck der Zivilgesellschaft, die nach der  
Nicht-Zulassung der Europäischen Bürgerinitiative in weniger als zwei  Monaten selbstorganisiert 
bald die erste Million Unterschriften gesammelt und die Freihandelsabkommen zum 
gesellschaftlich relevanten Thema gemacht hat. Mit der Transparenzinitiative ist eine  
Veröffentlichung der Entwürfe einzelner Verhandlungskapitel nicht vorgesehen, doch eine reine 
Veröffentlichung der EU-Position in den  Verhandlungen reicht nicht aus, um den Einfluss der 
Konzerne und Lobbyisten auf CETA und TTIP bewerten zu können. Geleakte Dokumente und  
Whistleblower bleiben die einzige Quelle für konkrete Informationen. Gewählte Abgeordnete und 
EU-Regierungen können einen großen Teil der TTIP-Verhandlungstexte weiterhin nur in geheimen 
Leseräumen einsehen, ohne darüber berichten zu dürfen. Demokratie und Transparenz sehen 
anders aus.“  
 
Vor wenigen Wochen erst enthüllte das von Professor Andreas Fischer-Lescano vorgestellte 
Rechtsgutachten die Selbst-Ermächtigung der EU-Kommission und wies schlüssig nach, dass das 
Handelsabkommen CETA weder mit deutschen Verfassungsrecht noch mit europäischem Recht  
vereinbar ist. Die durch das Abkommen drohende Aushebelung der bisher im EU-Recht 
garantierten kommunalen Selbstverwaltung wird die gesamte Daseinsvorsorge einer 
Liberalisierung aussetzen und im kommunalen Bereich den Marktzugang erzwingen. Eine 
gemeinwohlorientierte  Kommunalpolitik ist mit CETA und TTIP nicht vereinbar.  
 
Kontakt: 
Ulrike von Wiesenau, Tel. (030) 781 46 04 
 
http://berliner-wassertisch.net 

1 
 


